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Weniger Geld: Frauen gehen in die Offensive
550 Menschen finden jedes Jahr Hilfe bei der Beratungsstelle «Arbeit und Beruf» der Frauenzentrale.  
Doch jetzt droht der Institution die Kürzung von Bundesgeldern. Die Betroffenen wollen das nicht hinnehmen. 

von Madleina Barandun

SP-Grossrätin Sandra Locher Bengue-
rel ist konsterniert. «Es steht viel auf 
dem Spiel. Die Beratungsstelle ist eine 
enorm wichtige Institution in unse-
rem Kanton. Sie arbeitet seit 20 Jahren 
speditiv und bedürfnisorientiert. Der 
Kanton darf dieses Angebot nicht stür-
zen», sagt die Parlamentarierin aus 
Chur. 

Mitte März hat Bundesrat Alain Ber-
set angekündigt, die Finanzhilfen für 
die Beratung von Einzelpersonen ab 
2017 graduell zu reduzieren. Schon 
2019 soll kein Geld mehr fliessen. Die 
fehlenden 100 000 Franken vom Bund 
würden zwar abgefedert durch einen 
Kantonsbeitrag von jährlich 25 000 
Franken. Ohne Bundesbeiträge könne 
jedoch die Rechtsberatung nicht wie 
bis anhin kostengünstig angeboten wer-
den, sagen die Verantwortlichen.

Mit einer Sensibilisierungsaktion 
wird Locher Benguerel nun aktiv. 
«Grossräte und Grossrätinnen müssen 
erfahren, was verloren geht, sollte es 
die Beratungsstelle dereinst nicht 
mehr geben.» Am alljährlich stattfin-
den Grossrätinnen-Lunch Mitte Okto-
ber wird informiert. Ziel sei es, partei-
übergreifend Unterstützung zu finden, 
so Benguerel. Geplant ist ein Antrag an 
die Budgetdebatte im Grossrat, welche 
im Dezember stattfindet. 

150 Menschen hängen in der Luft
Sorgen machen sich auch die Ge-
schäftsführerin der Frauenzentrale, Ca-
thrin Räber-Schleiss, und Juristin An-
netta Simeon, die Leiterin der Fachstel-
le «Beratung für Arbeit und Beruf». 
«Wichtig ist für uns im Moment nicht, 
wie es der Frauenzentrale geht. Es 
treibt uns die Sorge um die ratsuchen-
den Personen an. Wohin sollen diese 

gehen, an wen können sich die Stellen 
wenden, welche sie bis anhin an uns 
vermittelt haben?», sagt Räber-Schleiss. 
«Das sind 550 Menschen pro Jahr, die 
einfach in der Luft hängen». 

Seit 1997 bietet die Frauenzentrale 
mit den beiden Fachstellen «Beratung 
für Arbeit und Beruf» und «Allgemeine 
Rechtsberatung» niederschwellig Hilfe. 
Beantwortet werden Fragen zu Arbeits-
verträgen, Entlöhnung, Mutterschaft, 
Kündigungen. Das Angebot hat sich in 
den 20 Jahren etabliert und ist gerade 
für sozial schwächere Männer und 
Frauen aus dem ganzen Kanton eine 
wichtige Stütze. 

Schwanger? Kündigung!
Dass Arbeitnehmerinnen einen beson-
deren Schutz brauchen, daran lässt Si-
meon keinen Zweifel. Tagtäglich wer-
de sie Zeugin von Diskriminierungen, 
Kündigungen während der Schwanger-
schaft. 

Oft werden Hilfesuchende über das 
RAV oder über Gemeinden vermittelt, 
zum Teil auch von Anwälten über- 
wiesen. Schon unzählige Male hätten 

durch diese speditive Rechtshilfe einfa-
che Lösungen gefunden werden kön-
nen. Bei ungerechtfertigten Kündigun-
gen zum Beispiel sitze man mit Arbeit-
nehmern und Arbeitgebern zusam-
men und versuche, beiden gerecht zu 
werden.

Simeon liegt das Schicksal der Hilfe- 
suchenden am Herzen, sie weiss, dass 
viele Frauen den Gang zum Rechtsan-
walt scheuen. Das RAV verlangt von 
den Betroffenen, dass diese sich recht-
lich gegen ungerechtfertigte Kündigun-
gen wehren. Damit seien viele hoff-
nungslos überfordert. Geschehe dies 
nicht, werde das Arbeitslosengeld ge-
kürzt, die Betroffenen landeten unter 
Umständen bei der Sozialhilfe. 

Räber-Schleiss und Simeon setzen 
nun auf Hilfe durch den Kanton und 
werden als Nächstes die Regierung  
aufsuchen. Rückhalt im Grossen Rat ist 
ihnen gewiss. 

Sorgenvoller Blick: Annetta Simeon (links) 
und Cathrin Räber-Schleiss befürchten 
Nachteile für die Frauen. � Bild Olivia Item

In Chur gibt es 
mehr Sozialfälle
In den mittelgrossen Städten der 
Schweiz ist die Zahl der Sozialhilfebe-
züger leicht gestiegen – so auch in 
Chur. In den grossen Städten gibt es 
gleich viele oder etwas weniger Sozial-
hilfebezüger. Im aktuellen Kennzah-
lenvergleich sind neu 14 Städte ver-
treten, erstmals dabei ist Chur neben 
den bisherigen Städten Basel, Bern, 
Biel, Lausanne, Luzern, St. Gallen, 
Schaffhausen, Schlieren, Uster, 
Wädenswil, Winterthur, Zug und  
Zürich.

Während die Zahl der Sozialhilfe-
bezüger 2012 und 2013 in Chur bei 
rund 920 Personen konstant geblie-
ben sei, sei diese Zahl in den letzten 
zwei Jahren auf 1025 Personen ange-
stiegen, erklärte Annina Meinherz, 
Leiterin der Sozialen Dienste der 
Stadt Chur. Die Anzahl der minder-
jährigen Sozialhilfebezüger ist gemäss 
Meinherz von 270 im Jahr 2012 auf 
303 im Jahr 2015 angestiegen. Die 
Gründe für den gesamthaften Anstieg 
der Sozialhilfebezüger seien vielfältig, 
sagte Meinherz. Sie nannte die höhere 
Zahl der Flüchtlinge, die schlechten 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt und 
das höhere Risiko für gesundheitliche 
Probleme bei den 56- bis 64-Jährigen 
und die Tatsache, dass Kinder zu ha-
ben ein Armutsrisiko darstelle. Wenn 
ein Elternteil die Arbeit reduzieren 
müsse, sei es für die Familie oftmals 
schwierig, genügend Geld zu verdie-
nen. Folglich würden auch die Kinder 
zu Sozialhilfebezügern.

Der Anteil der Sozialhilfebezüger 
an der Wohnbevölkerung in Chur  
beträgt 3,0 Prozent. Durchschnittlich 
werden 4,7 Prozent der Bevölkerung 
in den Schweizer Städten von der  
Sozialhilfe unterstützt. (so)

Post Chur 2 geht  
im November zu
Die Post passt ihr Filialnetz in Chur 
an das veränderte Kundenverhalten 
an. Noch bis 5. November können in 
der Poststelle 2 Postgeschäfte erledigt 
werden, nachher schliesst die Filiale 
am Postplatz. Das Angebot im Stadt-
zentrum konzentriert sich laut einer 
Mitteilung auf den Bahnhof. Im 
Gegenzug werden die Öffnungszeiten 
der Poststelle an der Gürtelstrasse er-
weitert: Die Filiale Chur 1 ist ab Mon-
tag, 7. November, neu auch werktags 
über Mittag geöffnet. (so)

von Dario Morandi

Auf dem Tisch im Sit-
zungszimmer türmen 
sich Aktenberge. Regie-
rungsrat Mario Cavigelli 
zeigt auf den Grössten. Es 

sind die Papiere des Dossiers Repow-
er: Sie erzählen, wie Graubündens 
Energiekonzern durch den Einstieg 
der Elektrizitätswerke des Kantons Zü-
rich (EKZ) und eines Umweltfonds der 
Grossbank UBS mit frischem Geld ver-
sorgt werden konnte (Ausgabe vom 
31. Mai). Repower hatte in jüngster 
Zeit mehrmals in Folge zwei und drei-
stellige Millionenverluste ausweisen 
müssen und wäre mit der Zeit finan-
ziell unter Druck geraten. Dank neu-
em Geld könne das Unternehmen 
wieder auf Kurs gebracht werden, er-
zählt der Energiedirektor in einem 
Hintergrundgespräch mit der «Süd-
ostschweiz». 

Kurzatmig geworden
Von einer «Rettungsaktion» will Re-
gierungsrat Cavigelli als Vertreter des 
Kantons Graubünden, dem früheren 
Mehrheitsaktionär, allerdings nicht 
sprechen. Repower habe nicht gerettet 
werden müssen, stellt er klar. «Das 
Unternehmen hat neuen Sauerstoff 
erhalten, um die schwierige Zeit meis-
tern zu können.» Kurzatmig war die 
einstige Geldmaschine wegen des 
Preiszerfalls auf dem Strommarkt 
worden. Verursacht durch hoch sub-

ventionierte Alternativenergien und 
der protektionistischen Energiepoliti-
ken von manchen EU-Staaten. Dies 
macht derzeit allen grossen Strompro-
duzenten in der Schweiz das Leben 
schwer. Aber nicht nur das: Auch Fehl-
entscheide des Unternehmens mit In-
vestitionen im Ausland hatten bei Re-
power für millionenschwere Abschrei-
ber gesorgt.

Die Zukunft gesichert
Dass die beiden neuen Grossaktionäre 
EKZ und der UBS-Fonds sowie private 
Anleger zusammen über 170 Millio-
nen Franken an die Repower überwie-
sen haben, beruhigt Cavigelli. Dies sei 
die beste Lösung für das Energie-
unternehmen. Damit könne der Stra-
tegiewechsel, wie er von Repower im 
Dezember 2015 angekündigt worden 
sei, vollzogen werden. Ausserdem wer-
de zusätzliches Wissen aus der Elektri-
zitäts- und der Finanzbranche einge-
bunden. Damit könne die Zukunft des 
Unternehmens gesichert werden, sagt 

Cavigelli. Dass der dreistellige Millio-
nenbetrag geflossen ist, interpretiert 
er als Vertrauensbeweis. «EKZ, der 
UBS-Fonds und die privaten und insti-
tutionellen Investoren zeigen damit, 
dass sie an die Zukunft von Repower 
glauben.»

Bereits früh Interesse gezeigt
So einfach, wie manche Aussenste-
hende glauben, war die «Rettung» von 
Repower allerdings nicht. Ganz im 
Gegenteil: Die neuen Partner hätten 
zwar grosses Interesse an einem Re-
power-Engagement gezeigt. Verhand-
lungen seien danach aber komplex 
und aufwendig gewesen. «Es war an-
spruchsvoll und zugleich auch wert-
voll, unter den vier neuen Ankeraktio-
nären einen tragfähigen gemeinsa-
men Nenner zu finden», hält Cavigelli 
fest. Aber er verhehlt nicht: «Die Inte-
ressen waren teilweise unterschied-
lich gelagert.»

Im Vordergrund gestanden
Letztlich sei es aber allen Partnern 
um die Stärkung und Weiterentwick-
lung des Unternehmens und damit 
auch um den Erhalt von 630 Arbeits-
plätzen gegangen. Dies und die unter-
nehmerische Verankerung von Re-
power in den Regionen hätten für den 
Kanton stets im Vordergrund gestan-
den, betont Cavigelli. Gleichzeitig sei 
damit auch die Zielsetzung der Regie-
rung erreicht, das Aktionariat von Re-
power nach dem Ausstieg von Alpiq 

im Jahr 2012 mit industriellen Part-
nern wieder zu erweitern. So gesehen, 
hält er es für verschmerzbar, dass 
Graubünden die Kontrolle über Re-
power wieder abgegeben hat und jetzt 
nur noch 22 Prozent des Aktienkapi-
tals hält. Bisher waren es 58 Prozent 
gewesen. Denn gemäss seinen Worten 
war es «nie die Absicht der Regierung 
gewesen, langfristig eine Mehrheitsbe-
teiligung an Repower zu halten». 

Aus eigener Kraft retten
Cavigelli geht nach dem Einstieg von 
EKZ und UBS-Fonds davon aus, dass 
bei Repower keine Arbeitsplätze im 
grossen Stil abgebaut werden. Dass 
Unternehmen müsse sich aber ge-
mäss der neuen Strategie neue Kom-
petenzen aneignen. Gleichzeitig zeigt 
er sich überzeugt davon, dass es bei 
einem Scheitern der Kapitalerhöhung 
für Repower längerfristig eng gewor-
den wäre. Das Unternehmen hätte 
dann seiner Meinung nach einen rigo-
rosen Sparkurs fahren und einen Leis-
tungsabbau vollziehen müssen. Dabei 
wäre es wohl auch zu einem spürba-
ren Personalabbau gekommen. 

Denn Gelder aus der Staatskasse 
einzuschiessen, war gemäss Cavigelli 
«für die Regierung nie ein Thema». 
Eine private Firma, auch eine Firma 
mit Beteiligung des Kantons, müsse 
sich mit eigenen Massnahmen selber 
retten, für den Hauptaktionär bestehe 
keine Pflicht, sich unfreiwillig finan-
ziell daran zu beteiligen.

«Das Unternehmen hat  
neuen Sauerstoff gebraucht»
Regierungsrat Mario Cavigelli spricht erstmals über die Rettung des Bündner Stromkonzerns Repower. 
Ohne den Einstieg von zwei neuen Grossaktionären wäre es für das Unternehmen eng geworden.

Das Unternehmen 
hätte einen 
rigorosen Sparkurs 
fahren und einen 
Leistungsabbau 
vollziehen müssen.
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